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CVP Kanton Luzern


- Medienmitteilung - 

Kantonale Delegiertenversammlung vom 17.10.13, 19.30 Uhr in Grosswangen
CVP lehnt Zentralisierungen ab
DB: Die CVP des Kantons Luzern hat sich an ihrer Delegiertenversammlung deutlich gegen weitere Zentralisierungen im Kanton Luzern und damit gegen die von der Regierung vorgeschlagene Verfassungsänderung ausgesprochen. Die 1:12-Initiative führt zu einem grossen Kontrollapparat und wird deutlich abgelehnt. Ein Ja zur Erhöhung der Autobahn-Vignette heisst auch ein Ja zum Nationalen Zusammenhalt. Mit der Verabschiedung des Positionspapiers Verkehr und Mobilität fordert die CVP des Kantons Luzern eine eigene Projektorganisation für die Realisierung des Durchgangsbahnhofes Luzern.
Vertrauen in Parteileitung und Parteivorstand
Auf Antrag der Parteileitung fasste der Parteivorstand im Vorfeld zur Delegiertenversammlung die Parole zur SVP-Familieninitiative. Ein Antrag auf Ergänzung der Traktandenliste zur Behandlung der Familieninitiative anlässlich der Delegiertenversammlung wurde im Verhältnis von 2 : 1 abgelehnt. Damit wurde die Parole des Parteivorstandes zur SVP-Familieninitiative bestätigt. Eine Zustimmung zu dieser Familieninitiative ist mit der Erwartung verbunden, dass bei der noch bevorstehenden Abstimmung von der SVP auch die CVP-Familieninitiativen unterstützt werden. 

Dezentralität ist Bürgernähe
Kantonsrätin Hildegard Meier, FDP Willisau betonte in ihren Ausführungen zur Änderung der Staatsverfassung, dass nur wenige Bürgerinnen und Bürger Kontakt mit den Regierungsstatthaltern hätten. Aus grundsätzlichen und Kostenoptimierungsgründen unterstütze sie die Revision der Staatsverfassung. Die Zentralisierung der Aufgaben sei ein Gebot der Stunde. Kantonsrat und CVP-Fraktionschef Ludwig Peyer, Willisau vertrat den Standpunkt, dass die Dezentralität in der Verwaltung absolut wichtig sei. Die geplante Änderung der Staatsverfassung sei ein grosser Sündenfall, werde doch etwas, das bis anhin dezentral war, neu zentralisiert. Man habe es trotz mehrfacher Forderung der CVP verpasst, eine Gesamtschau zu machen. Mit der Zentralisierung von Aufgaben gehe die Bürgernähe verloren. Im Weiteren seien Zentralisierungen oft mit Mehrkosten verbunden, da der Verwaltungsapparat aufgebläht werde. Es sei niemand mehr für eine Gesamtbeurteilung zuständig. Aus der Sicht der Delegierten wurde bemängelt, dass ausgerechnet bei der ersten Verfassungsänderung nun ein zentrales Element dieser Verfassung durch die Hintertür zentralisiert werde. Die Dezentralität sein für die Zustimmung zur neuen Luzerner Kantonsverfassung in verschiedenen Teilen des Kantons Luzern entscheidend gewesen. Es gäbe auch einen Anspruch auf Rechtssicherheit. Die Delegierten lehnen diese Zentralisierungsvorlage mit 166 Nein bei 47 Ja (1 Enthaltung) deutlich ab. 

Kein staatliches Lohndiktat
Nationalrat Leo Müller stellte gleich zu Beginn seiner Ausführungen zur 1:12 - Initiative klar: „Ich will kein staatliches Lohndiktat“: Vergleiche mit umliegenden Ländern zeigten klar, dass sich der Staat nicht zu viel in den Arbeitsmarkt einmischen solle. Die Initiative der Jungsozialisten Schweiz will auf Verfassungsstufe eine maximale Lohnbandbreite von 
1 : 12 festlegen. Wir hätten eine hervorragende wirtschaftliche Ausgangslage, die wir nicht leichtfertig aufs Spiel setzten dürften, so Müller. Die Annahme der Initiative hätte staatliche Lohnkontrolleure zur Folge und Arbeitsplätze würden ausgelagert. „Wir wollen nicht leichtfertig das Schweizer Erfolgsmodell preisgeben“, meinte Müller. Die Delegierten lehnen die 1:12 – Initiative mit 199 : 13 Stimmen (1 Enthaltung) ab. 

Unterhalt der Strasse kostet
Die Erhöhung des Vignettenpreises muss in den Zusammenhang mit dem Netzbeschluss gestellt werden, meint Nationalratsvizepräsident Ruedi Lustenberger, CVP Romoos gegenüber den Delegierten bei der Vorstellung der Vignetten-Vorlage. Mit den zusätzlichen Finanzen werden auch ca. 400 km bestehende Kantonsstrassen in das Nationalstrassennetz überführt. Diese Massnahme ergibt für den Bund Mehrkosten von 300 Mio. Franken. „Die Zustimmung zu dieser Vorlage heisst ein Ja zum nationalen Zusammenhalt“, sagt Lustenberger. Durch die Optimierung bei Erschliessung von regionalen Zentren und auch von Tourismusgebieten werden bessere Verbindungen zwischen Stadt und Land geschaffen. Der Unterhalt bestehender Strassen dürfe nicht vernachlässigt werden, wurde von den Anwesenden geäussert. Die Delegierten der CVP Kanton Luzern unterstützen den Bundesbeschluss über das Nationalstrassennetz mit 177 : 30 Stimmen (3 Enthaltungen). 
Eigene Projektorganisation für die Realisierung des Durchgangsbahnhofes
Das neue CVP-Positionspapier „Verkehr und Mobilität“ wurde parteiintern von einer regional breit abgestützten Arbeitsgruppe erarbeitet. Die Parteibasis wurde bei der Meinungsfindung mittels einer Basisbefragung einbezogen. Insbesondere die geforderte eigene Projektorganisation für die Realisierung des Durchgangsbahnhofes Luzern (analog KKL) findet grosse Zustimmung. Eine Mehrheit befürwortet die Einführung einer Tunnelgebühr nach Abschluss der Gotthardtunnelsanierung mit Neubau. Aber auch die Möglichkeit zur Schaffung von Tempo-30-Zonen in Ortskernen auf Kantonsstrassen wird unterstützt. Für die CVP Kanton Luzern ist eine gut ausgebaute Verkehrsinfrastruktur eine zwingende Voraussetzung für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Weiterentwicklung unseres Kantons. Die Delegierten verabschiedeten das Positionspapier mit 179 zu 3 Stimmen.
Parolen CVP Kanton Luzern im Hinblick auf die Volksabstimmung vom 24.11.13:
· Volksinitiative „“1:12 – Für gerechte Löhne: 
· Ablehnung mit 199 : 13 (1 Enthaltung)
· Bundesbeschluss über das Nationalstrassennetz:
· Zustimmung mit 177 : 30 (3 Enthaltungen)
· Volksinitiative: Steuerabzüge auch für Eltern, die ihre Kinder selber betreuen:

· Zustimmung mit 24 : 20 (2 Enthaltungen); Parole wurde durch den Parteivorstand gefasst
· Revision Staatsverfassung: Zentralisierung der Gemeindeaufsicht: 
· Ablehnung mit 166 : 47 (1 Enthaltung)
· Schaffung eines gemeinsamen Aussenlagers von Zentral- und Hochschulbibliothek:

· Zustimmung mit 43 : 0 (2 Enthaltungen); Parole wurde durch den Parteivorstand gefasst
Veröffentlichung: 18. Oktober 2013, 11.00 Uhr
Für Rückfragen:
Pirmin Jung, kant. Parteipräsident
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